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Stadtbiirgerschaft 21.02.23
20. Wahlperiode

Mitteilung des Senats vom 21. Februar 2023

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 133 (mit Vorhaben und ErschlieBungsplan)
(BlumenstraB3e) fiir eine Bebauung westlich der Blumenstraf3e zwischen
Ostertorsteinweg, Bauernstra3e und Beim Steinernen Kreuz in Bremen-Mitte

Als Grundlage der stadtebaulichen Ordnung fiir das oben naher bezeichnete
Gebiet wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan 133 (Bearbeitungsstand:
29. Januar 2020) erneut vorgelegt.

A. Problem

Der vorliegende Bebauungsplan wurde bereits durch die Stadtbiirgerschaft be-
schlossen. Im ergdanzenden Verfahren gemaB § 214 Absatz 4 Baugesetzbuch
(BauGB) wurde nun festgestellt, dass die Vorhabentragerin zur Durchfiithrung
des Vorhabens bereit und in der Lage ist. Hierzu ist eine erneute Beschlussfas-
sung durch die Stadtbiirgerschaft notwendig (siehe auch Punkt D dieser Vor-
lage).

Zum Sachverhalt:

Die a + i GmbH aus Bremen (Vorhabentragerin) beabsichtigt auf einem Gara-
genhof in der Blumenstrae in Bremen Mitte ein Wohngebdude mit 15
Wohneinheiten und einer Tiefgarage zu errichten. Hierzu soll der Garagenhof
mit seinen Mietgaragen zuriickgebaut und auf dem rund 1 000 m? groBen
Grundstiick ein Gebdude mit Wohnungen in GréBen zwischen rund 60 m? und
150 m? errichtet werden. Die Planung folgt damit dem Ziel des Bremer Innen-
stadtkonzepts 2025, in den innerstadtischen Quartieren das Angebot an Wohn-
raum zu erhohen. Zur Sicherung einer stadtebaulich und architektonisch
qualitdtsvollen Bebauung wurde der Vorhabenplanung ein hochbauliches
Qualifizierungsverfahren vorgeschaltet.

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans 1531 aus dem
Jahre 1986. Dieser setzt fiir das Plangebiet eine Flache fiir Garagen fest. Die
Festsetzung steht der Errichtung eines Wohngebdudes entgegen, sodass das
Vorhaben nicht genehmigt werden kann.

B. Lodsung

Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes nach § 13a Bauge-
setzbuch (BauGB). Es handelt sich um einen Plan der Innenentwicklung fiir die
Nachverdichtung.

Normenkontrollverfahren

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 133 wurde am 7. Juli 2020 durch die
Stadtbirgerschaft beschlossen. Im nachfolgenden Normenkontrollverfahren
hat das Oberverwaltungsgericht Bremen durch Urteil vom 16. November 2021
— 1D 305/20 — den am 16. Juli 2020 mit Bekanntmachung in Kraft getretenen
vorhabenbezogenen Bebauungsplan 133 wegen einer Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften fiir unwirksam erklart. Durch das ergdnzende Ver-
fahren nach § 214 Absatz 4 Baugesetzbuch (BauGB) wurde diese Verletzung
der Verfahrens- und Formvorschriften (Ausfertigungsmangel als Formfehler
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und Bekanntmachungsmangel als Verfahrensfehler nach § 214 Absatz 1 Satz 1
Nummer 4, 3. Alternative BauGB) behoben und trat riickwirkend zum 16. Juli
2020 wieder in Kraft.

Erganzendes Verfahren gemaB § 214 Absatz 4 BauGB; Bonitatsnachweis

Im Zuge der Planaufstellung wurde geprift, ob die Vorhabentragerin zur
Durchfiihrung des geplanten Vorhabens bereit und in der Lage ist. Dies wurde
durch umfangreiche Referenzen und die Finanzierungsbestatigung eines Kre-
ditinstituts vom 21. Marz 2019 bejaht. Dabei wurde berticksichtigt, dass zu die-
sem Zeitpunkt eine endgtltige Finanzierungsbestatigung noch nicht erwartet
werden kann.

Die Bereitschaft und Leistungsfahigkeit der Vorhabentragerin zur Durchfiih-
rung des Vorhabens wurde jetzt nochmals geprift. Hierzu hat die Vorhaben-
tragerin mit Schreiben eines Kreditinstituts vom 20. Juli 2022 nachgewiesen,
dass dort die Bereitschaft zur Finanzierung des Vorhabens besteht. Mit Schrei-
ben des Kreditinstituts vom 17. Januar 2023 wurde die Freigabe der Kreditlinie
bestatigt. Damit wurde ausreichend festgestellt, dass die Vorhabentragerin zur
Durchfiithrung der Planung bereit und in der Lage ist.

Diese Feststellung wird hiermit im ergédnzenden Verfahren gemalB § 214 Absatz
4 BauGB getroffen. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 133 wird hiermit
nochmals rickwirkend in Kraft gesetzt.

Anderungen im Plan haben sich dadurch nicht ergeben.

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung hat hierzu
am 9. Februar 2023 den als Anlage beigefligten Bericht erstattet.

Diesem Bericht ist eine Anlage beigefligt, in der die eingegangenen datenge-
schiitzten Stellungnahmen einschliefllich der hierzu abgegebenen Stellung-
nahmen der stadtischen Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung
enthalten sind. Diese Anlage ist nur den Abgeordneten der Stadtbiirgerschaft
zuganglich.

Der Bericht der stadtischen Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwick-
lung wird der Stadtbirgerschaft hiermit vorgelegt.

Der Plan soll im Rahmen des Heilungsverfahrens gemaf § 214 Absatz 4 erneut
durch die Stadtburgerschaft riickwirkend beschlossen werden.

Der Senat schliefit sich dem Bericht der stadtischen Deputation fiir Mobilitéat,
Bau und Stadtentwicklung einschlieBlich Anlage zum Bericht an und bittet die
Stadtbiirgerschaft, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 133 (zugleich
Vorhaben- und ErschlieBungsplan) fiir eine Bebauung westlich der Blumen-
straBBe zwischen Ostertorsteinweg, Bauernstrafie und Beim Steinernen Kreuz
in Bremen-Mitte (Bearbeitungsstand: 29. Januar 2020) in Kenntnis der einge-
gangenen Stellungnahmen am 21. Februar 2023 zu beschliefien.

Bericht der stadtischen Deputation fiir Mobilitdat, Bau und Stadtentwicklung
zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 133 (mit Vorhaben- und Erschlie-
Bungsplan) fiir eine Bebauung westlich der Blumenstrafie zwischen Ostertor-
steinweg, Bauernstrale und Beim Steinernen Kreuz in Bremen-Mitte (Be-
arbeitungsstand: 29. Januar 2020)

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung legt den
vorhabebezogenen Bebauungsplan 133 (mit Vorhaben- und ErschlieBungs-
plan) (Bearbeitungsstand: 29. Januar 2020) und die entsprechende Begriindung
Vor.

A. Veriahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB)
1. Planaufstellungsbeschluss

Die stadtische Deputation fiir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung, Energie und Landwirtschaft hat am 1. November 2018 beschlos-
sen, dass fir das Plangebiet der vorhabenbezogene Bebauungsplan
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133 (zugleich Vorhaben- und ErschlieBungsplan) aufgestellt werden
soll (Planaufstellungsbeschluss). Dieser Beschluss ist am 10. Novem-
ber 2018 amtlich bekannt gemacht worden. Bei dem vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan 133 handelt es sich um einen Plan der
Innenentwicklung (§ 13a Absatz 1 Nummer 1 BauGB). Die Vorausset-
zungen nach § 13a Absatz 1 BauGB fir ein beschleunigtes Verfahren
liegen vor.

Die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Absatz 6 Nr. 7 BauGB und
nach § 1a BauGB sind in diesem Bebauungsplanverfahren bewertet
und bertcksichtigt worden.

Frithzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Absatz 1 BauGB

Zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 133 ist am 9. Januar 2018
vom Ortsamt Mitte/Ostliche Vorstadt eine friithzeitige Beteiligung der
Offentlichkeit an der Bauleitplanung in einer 6ffentlichen Einwohner-
versammlung durchgefiihrt worden. Anderungen in den Planungszie-
len haben sich aufgrund der Einwohner:iinnenversammlung nicht
ergeben.

Im Nachgang zu der vorgenannten Einwohner:innenversammlung
haben Anwohner:innen Stellungnahmen mitgeteilt. Diese Stellung-
nahmen sowie deren Behandlung sind in der Anlage zu diesem Be-
richt der Deputation aufgefiihrt; hierauf wird verwiesen.

Frihzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentli-
cher Belange nach § 4 Absatz 1 BauGB

Im Rahmen des Verfahrens zur Aufstellung des vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes 133 ist am 14. Dezember 2017 die frithzeitige Be-
hordenbeteiligung nach § 4 Absatz 1 BauGB durchgefiihrt worden.
Das Ergebnis dieser Beteiligung ist in die Planung eingeflossen.

Gleichzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offent-
licher Belange nach § 4 Absatz 2 BauGB und o6ffentliche Auslegung
gemalB § 3 Absatz 2 BauGB

Die offentliche Auslegung gemal § 3 Absatz 2 BauGB und die Anho-
rung der zustdndigen Behorden und sonstigen Trager offentlicher Be-
lange gemadB § 4 Absatz 2 BauGB sind fur den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan 133 gleichzeitig durchgefiihrt worden (§ 4a Absatz 2
BauGB).

Die stadtische Deputation fiir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung, Energie und Landwirtschaft hat am 1. November 2018 beschlos-
sen, den Entwurf zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 133 mit
Begriindung o6ffentlich auszulegen.

Der Planentwurf mit Begriindung hat vom 20. November 2018 bis
20. Dezember 2018 gemaB § 3 Absatz 2 BauGB beim Senator fiir Um-
welt, Bau und Verkehr offentlich ausgelegen. Zugleich hat Gelegen-
heit bestanden, vom Entwurf des Planes mit Begrindung im Ortsamt
Mitte/Ostliche Vorstadt Kenntnis zu nehmen.

Die Behorden und sonstigen Trager ¢ffentlicher Belange sind iiber die
offentliche Auslegung gemal § 3 Absatz 2 BauGB unterrichtet wor-
den.

Ergebnis der Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentli-
cher Belange und der o6ffentlichen Auslegung

Die Behoérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange haben gegen
die Planung keine Einwendungen.

Im Ubrigen wurden von den Behérden und sonstigen Tragern o6ffent-
licher Belange Hinweise vorgebracht, die sich im Wesentlichen auf
das nachfolgende Genehmigungsverfahren beziehen.
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10.

11.

12.

Stellungnahmen der Offentlichkeit

Anlasslich der offentlichen Auslegung sind Stellungnahmen aus der
Offentlichkeit eingegangen. Diese Stellungnahmen sowie die dazu
abgegebenen Empfehlungen der stadtischen Deputation fiir Umwelt,
Bau, Verkehr, Stadtentwicklung, Energie und Landwirtschaft sind in
der Anlage zum Bericht der Deputation aufgefiihrt. Hierauf wird ver-
wiesen. Diese Anlage ist nur den Abgeordneten der Stadtburgerschaft
zuganglich.

Anderung des Planentwurfs und der Begriindung nach der 6ffentli-
chen Auslegung

Nach der &éffentlichen Auslegung sind keine Anderungen am Planent-
wurf (Bearbeitungsstand: 28. September 2018) vorgenommen worden.

Deputationsbeschluss zu der Berichtsvorlage

Die stadtische Deputation fiir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwick-
lung, Energie und Landwirtschaft hat am 2. Mai 2019 in Kenntnis der
eingegangenen Stellungnahmen und ihrer empfohlenen Behandlung
den Bericht zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 133 (Bearbei-
tungsstand: 28. September 2018) beschlossen. Gleichzeitig hat sie den
Senat und die Stadtbirgerschaft gebeten, den vorhabenbezogenen
Bebauungsplan 133 zu beschliefen.

Beschluss des Senats der Freien Hansestadt Bremen

Der Senat hat sich in der Sitzung am 11. Juni 2019 dem Bericht der
stadtischen Deputation fir Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung,
Energie und Landwirtschaft einschlieBlich Anlage zum Bericht ange-
schlossen und beschlossen, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan
133 der Stadtbiurgerschaft zur Beschlussfassung zuzuleiten.

Mitteilung der Vorhabentragerin tiber geanderte Vorhabenplanung

Nach Gesprachen mit der Vorhabentragerin im Zuge der weiteren
Vorhabenplanung hat die Vorhabentragerin ihre Absicht mitgeteilt,
die Errichtung des Wohngebdudes aufgrund neuer Erkenntnisse ge-
ringfligig zu andern.

Widerruf des Senatsbeschlusses vom 11. Juni 2019

Infolge dieser neuen Erkenntnisse hat der Senat seinen Beschluss zum
vorhabenbezogenen Bebauungsplan 133 vom 11. Juni 2019 aufgeho-
ben und seine Mitteilung an die Stadtburgerschaft vom 11. Juni 2019
(Drucksache 20/4) zurickgezogen.

Neue Vorhabenplanung

Infolge neuer Erkenntnisse und planerischer Uberlegungen ist der
Entwurf zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 133 nach der ers-
ten offentlichen Auslegung insbesondere wie folgt geandert worden:

— Die dreigeschossige Gebaudefassade rickt auf einer Lange von
circa 28,0 m (entspricht circa 2/3 der Fassade zur Blumenstraie)
um 0,5 m weiter von der BlumenstraBle ab, sodass nunmehr ein
Abstand von rund 4,0 m beziehungsweise 3,5 m zwischen Ge-
baude und Blumenstralie besteht.

— Die Vorhabenplanung sieht nunmehr 15 statt 14 Wohneinheiten
und 14 Kfz-Stellplatze statt zwolf Kfz-Stellplatze vor.

— Auf der Planurkunde wird neben der Bebauungsplanzeichnung
auch der Vorhaben- und ErschlieBungsplan abgebildet.

— Die iiberbaubare Grundstiicksflache wird neben einer Baulinie
auch durch Baugrenzen bestimmt.



13.

14.

— Die Uberbauung des Grundstiicks wurde in Ergénzung zu der
bisher festgesetzten tiberbaubaren Grundstiicksflache durch die
Festlegung einer maximalen Grundflache des Vorhabens mit ei-
ner Uberschreitung fiir Nebenanlagen etc. bestimmt. Dies ist er-
forderlich, da die tUberbaubare Grundstiicksflache nicht mehr
ausschlieBlich durch Baulinien definiert wird, sondern auch durch
Baugrenzen. Die maximal tiberbaubare Flache bleibt dabeiim Er-
gebnis unverandert.

— Die textliche Festsetzung zur Dachbegriinung konnte aufgrund
des in Kraft getretenen Begriinungsortsgesetzes Bremen entfal-
len.

In der Begriindung wurden folgende Anderungen vorgenommen

— Kapitel C 2 ,MaB der baulichen Nutzung, iiberbaubare Grund-
stiicksflache”, Begriindung der Festsetzung der Grundflache und
ihrer Uberschreitung fir Nebenanlagen, etc., der Festsetzung der
uberbaubaren Grundstiicksflache sowie der zwingenden Zahl
der Vollgeschosse.

— Anlagen: Aktualisierung des Lageplans, der Perspektiven sowie
des Schnitts des Wohngebdaudes.

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung
hat empfohlen, den vorgenannten Plandnderungen, wie im Entwurf
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 133 (Bearbeitungsstand:
29. Januar 2020) ausgewiesen sowie den Anderungen der Begriin-
dung zuzustimmen.

Zweite offentliche Auslegung

Durch diese nach der ersten 6ffentlichen Auslegung erfolgten Planan-
derungen war eine zweite offentliche Auslegung des Planentwurfes
erforderlich.

Die stadtische Deputation fiir Mobilitdat, Bau und Stadtentwicklung
hat am 13. Februar 2020 beschlossen, dass der Entwurf des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes 133 (Bearbeitungsstand: 29. Januar
2020) einschlieBlich Begriindung aufgrund der nach der ersten o6ffent-
lichen Auslegung erfolgten Plandnderungen gemalB § 4a Absatz 3 in
Verbindung mit § 3 Absatz 2 BauGB erneut 6ffentlich auszulegen ist
(zweite offentliche Auslegung).

Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 133 (Bearbei-
tungsstand: 29. Januar 2020) hat in der Zeit vom 3. Marz 2020 bis
4. Mai 2020 gemaB § 3 Absatz 2 BauGB bei der Senatorin fir Klima-
schutz, Umwelt, Mobilitat, Stadtentwicklung und Wohnungsbau er-
neut 6ffentlich ausgelegen.

Die Behorden und sonstigen Trager ¢ffentlicher Belange sind iiber die
zweite offentliche Auslegung gemaB § 4a Absatz 3 BauGB unterrichtet
worden.

Ergebnis der erneuten Beteiligung der Behoérden und sonstigen Tra-
ger offentlicher Belange und der 6ffentlichen Auslegung

Stellungnahme des Beirats

Das Ortsamt Mitte/Ostliche Vorstadt hat mit Schreiben vom 2. April
2020 mitgeteilt, dass der vorhabenbezogene Bebauungsplan 133 dem
Beirat Mitte erneut zur Stellungnahme vorgelegt wurde. Der Beirat
bleibt bei seiner Stellungnahme vom 21. Dezember 2018, die nachfol-
gend noch einmal zur Kenntnis gegeben wird:

.Die von der Anwohnerschaft vorgebrachten Argumente wurden auf
der Anwohnerversammlung am 9. Januar 2018 und bei einem geson-
derten Treffen am 20. Februar 2018 mit Anwohnervertreter:innen im
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15.

16.

kleineren Kreis erortert. Aufgrund der Kritik aus der Anwohnerschaft
wurden von der Entwurfsverfasserin wesentliche Anderungen am Ur-
sprungsentwurf vorgenommen. Weitere Zugestandnisse an die Forde-
rungen der Anwohnerschaft wurden bei der Behandlung des Entwurfs
in der Baudeputation erzielt.

Durch die starke Uberarbeitung wurde eine nicht unerhebliche Redu-
zierung der Baumasse erreicht. Die Berticksichtigung von Anregun-
gen des Denkmalschutzes stellt insbesondere im Hinblick auf die
Randbebauung Am Steinernen Kreuz eine deutliche Verbesserung
dar.

Der Beirat hélt die Uberarbeitung fiir gelungen und erkennt an, dass
die Entwurfsverfasserin erkennbar auf die von Anwohnerschaft und
Beirat geduBerte Kritik reagiert hat."

Die stadtische Deputation Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung emp-
fiehlt die Kenntnisnahme der Stellungnahme des Beirats Mitte.

Nach Kldrung bestimmter Fragen haben die Behoérden und sonstigen
Trager offentlicher Belange gegen die Planung keine Einwendungen.

Im Ubrigen wurden von den Behérden und sonstigen Tragern &ffent-
licher Belange Hinweise vorgebracht, die sich im Wesentlichen auf
das nachfolgende Genehmigungsverfahren beziehen.

Stellungnahmen der Offentlichkeit

Anlasslich der erneuten offentlichen Auslegung sind Stellungnahmen
aus der Offentlichkeit eingegangen. Diese Stellungnahmen sowie die
dazu abgegebenen Empfehlungen der stadtischen Deputation fiir Mo-
bilitdat, Bau und Stadtentwicklung sind in der Anlage zum Bericht der
Deputation aufgefuhrt. Hierauf wird verwiesen. Diese Anlage ist nur
den Abgeordneten der Stadtburgerschaft zuganglich.

Anderungen des Planentwurfes und der Begriindung nach der erneu-
ten offentlichen Auslegung

16.1 Anderung des Planentwurfs

Nach der erneuten offentlichen Auslegung und der gleichzeitig
durchgefiihrten Behordenbeteiligung ist der Entwurf des vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans nicht gedandert worden.

16.2 Anderungen in der Begriindung

Die Begriindung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 133 wurde
wie folgt erganzt:

— Kapitel B 2 , Geltendes Planungsrecht”: Ausfiihrung, dass der be-
stehende Bebauungsplan 1531 fiir das Plangebiet eine Verkehrs-
flache fir den Garagenhof festsetzt.

— Kapitel C 2 ,MaB der baulichen Nutzung": Ausfithrung der Er-
lauterungen zum MalB der baulichen Nutzung in Bezug auf die
Obergrenzen des § 17 BauNVO.

— Kapitel C 3 ErschlieBung/Stellplatze”: Erganzung der Ausfithrun-
gen zum Parkraumangebot im Ostertor.

Im Ubrigen wurde die Begriindung redaktionell iiberarbeitet.

Die beigefiigte Begriindung — aktualisierte Fassung — enthalt die vor-
genannten Anderungen.



17. Normenkontrollverfahren

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 133 wurde am 7. Juli 2020
durch die Stadtbiirgerschaft beschlossen. Im nachfolgenden Normen-
kontrollverfahren hat das Oberverwaltungsgericht Bremen durch Ur-
teil vom 16. November 2021 — 1 D 305/20 — den am 16. Juli 2020 mit
Bekanntmachung in Kraft getretenen vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan 133 wegen einer Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften fiir unwirksam erklart. Durch das ergdanzende Verfahren
nach § 214 Absatz 4 BauGB wurde diese Verletzung der Verfahrens-
und Formvorschriften (Ausfertigungsmangel als Formfehler und Be-
kanntmachungsmangel als Verfahrensfehler nach § 214 Absatz 1 Satz
1 Nummer 4, 3. Alternative BauGB) behoben und trat rickwirkend
zum 16. Juli 2020 in Kraft.

18. Erganzendes Verfahren gemal § 214 Absatz 4 BauGB; Bonitatsnach-
weis

Im Zuge der Planaufstellung wurde gepriift, ob der Vorhabentrager
zur Durchfiihrung des geplanten Vorhabens bereit und in der Lage ist.
Dies wurde durch umfangreichen Referenzen und die Finanzierungs-
bestdatigung der Sparkasse vom 21. Marz 2019 bejaht. Dabei wurde
berticksichtigt, dass zu diesem Zeitpunkt eine endgiiltige Finanzie-
rungsbestatigung noch nicht erwartet werden kann.

Die Bereitschaft und Leistungsfahigkeit des Vorhabentragers zur
Durchfiihrung des Vorhabens wurde jetzt nochmals geprift. Hierzu
hat der Vorhabentrager mit Schreiben der Sparkasse Bremen AG vom
20. Juli 2022 nachgewiesen, dass dort die Bereitschaft zur Finanzie-
rung des Vorhabens besteht. Mit Schreiben der Sparkasse Bremen AG
vom 17. Januar 2023 wurde die Freigabe der Kreditlinie bestatigt. Da-
mit wurde ausreichend festgestellt, dass der Vorhabentrager zur
Durchfiihrung der Planung bereit und in der Lage ist.

Diese Feststellung wird hiermit im ergdnzenden Verfahren gemaf
§ 214 Absatz 4 BauGB getroffen. Der vorhabenbezogene Bebauungs-
plan 133 wird hiermit nochmals riickwirkend in Kraft gesetzt.

Anderungen im Plan haben sich nicht ergeben.
Beschluss

Die stadtische Deputation fiir Mobilitat, Bau und Stadtentwicklung bittet
den Senat und die Stadtbiirgerschaft, den unveranderten vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan 133 (mit Vorhaben- und ErschlieBungsplan fiir eine
Bebauung westlich der BlumenstraBle zwischen Ostertorsteinweg, Bauern-
straBe und Beim Steinernen Kreuz in Bremen-Mitte (Bearbeitungsstand:
29. Januar 2020) in Kenntnis der eingegangenen Stellungnahmen und ih-
rer empfohlenen Behandlung im Rahmen des § 214 Absatz 4 BauGB zu
beschlieBen.

Falk-Constantin Wagner

(Sprecher)

Begriindung — Aktualisierte Fassung — zum vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan 133 fiir eine Bebauung westlich der Blumenstrae zwischen Ostertor-
steinweg, Bauernstrale und Beim Steinernen Kreuz in Bremen-Mitte (Be-
arbeitungsstand: 29. Januar 2020)

A.

Plangebiet

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Ostertor und umfasst Teile des Flurstiicks
808/220 der Flur VR, Gemarkung 58. Es ist rund 1 000 m? groB und wird
wie folgt begrenzt:

— im Norden durch einen Privatweg (Flurstiick 218) mit einem hieran
angrenzenden Wohnhaus (Beim Steinernen Kreuz 2),
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im Westen durch das mit einem Schuppen bebaute Flurstiick 224,

im Stiden durch die riickwaértige Bebauung des Grundstiicks Ostertor-
steinweg 13 (Teil des Flurstiicks 808/220) und

im Osten durch die BlumenstraBle (Flurstiick 207).

MaBgeblich fir den Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans 133 ist die Abgrenzung in der Planzeichnung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplans.

Ziele, Zwecke und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

1.

Entwicklung und Zustand

Das Plangebiet befindet sich nordlich des Ostertorsteinwegs und er-
streckt sich auf einer Lange von etwa 50,0 m entlang der Blumen-
straBe, lUber die es erschlossen wird Die Blumenstrafle ist durch
StraBenpoller fiir den Kfz-Verkehr gesperrt.

Aufgrund der bestehenden Nutzung eines in Teilen tiberdachten Ga-
ragenhofes mit 26 vermieteten Garagen ist das Plangebiet vollstandig
versiegelt. Die Zufahrt zum Garagenhof erfolgt am noérdlichen Ende
der BlumenstraBe im Kreuzungsbereich der StraBen Beim Steinernen
Kreuz, Kreftingstrae und BauernstraBe. Zur Blumenstrae hin wird
das Plangebiet durch eine grenzstandig errichtete Mauer abgegrenzt.
Studlich des Plangebietes bestehen riickwartige Gebaudeteile des mit
einem Ladengeschaft bebauten Grundstiicks Ostertorsteinweg 13.

Die Umgebung ist gepragt durch eine straenbegleitende geschlos-
sene Bebauung mit Wohnhd&usern in der griinderzeitlichen Gebaude-
typologie des sogenannten Bremer Hauses. Die Hauser zeichnen sich
durch eine zwei- bis dreigeschossige Bebauung mit Souterrain und
Dachgeschoss sowie einem Vorgarten aus. Die stidlich des Plange-
biets bestehenden Geschdéftshduser des Ostertorsteinwegs zahlen zum
Stadtteilzentrum Ostertor/Steintor ("Viertel"), das aufgrund seiner
hohen Nutzungsdichte urban gepragt ist.

Der westlich an den Garagenhof anschlieBende Blockinnenbereich
wird bestimmt durch einen rund 30 m langen Schuppen mit dahinter-
liegenden Garten der Wohnhdauser Beim Steinernen Kreuz und der
WulwesstraBe. Das nordlich an das Vorhaben anschlieBende Wohn-
haus Beim Steinernen Kreuz 2 ist als geschiitztes Einzeldenkmal Teil
der Denkmalgruppe Beim Steinernen Kreuz 1 bis 10.

Geltendes Planungsrecht

Der Flachennutzungsplan Bremen stellt das Plangebiet als gemischte
Bauflache dar. Zudem ist es Teil des im Flachennutzungsplan darge-
stellten zentralen Versorgungsbereichs entlang des Ostertorstein-
wegs.

Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans 1531 aus
dem Jahr 1986. Dieser setzt fiir das Vorhabengebiet eine Verkehrsfla-
che fest, die tiberlagert wird durch eine Flache fiir eingeschossige Ga-
ragen. Zudem definiert eine Baugrenze parallel zur Grundstiicks-
grenze die liberbaubare Flache mit Ausnahme des Zufahrtsbereichs.
Fir die stdlich anschlieBende Bebauung wird ein Kerngebiet mit ei-
ner Bebauung mit maximal zwei Vollgeschossen in geschlossener
Bauweise festgesetzt. Entlang des Ostertorsteinwegs setzt der Bebau-
ungsplan 1531 als Art der baulichen Nutzung ebenfalls ein Kerngebiet
fest. Zulassig ist hier eine Bebauung mit bis zu vier Vollgeschossen in
geschlossener Bauweise.



Fiur die Wohnhéauser der StraBen Beim Steinernen Kreuz, Krefting-
straBle, Bauernstrae und Blumenstrale wird ein allgemeines Wohn-
gebiet festgesetzt. Zuldssig ist hier eine Bebauung mit maximal zwei
Vollgeschossen in geschlossener Bauweise.

Die Blumenstrafe ist im Bebauungsplan 1531 als Verkehrsflache be-
sonderer Zweckbestimmung FuBganger- und Radfahrerbereich fest-
gesetzt.

Planungsziele und Erforderlichkeit des Bebauungsplanes

Ziel der Vorhabenplanung ist die Entwicklung eines Wohnhauses mit
bis zu 15 Wohneinheiten und einer Tiefgarage an der Stelle eines Ga-
ragenhofes in der innerstddtischen Lage des Bremer Ostertorviertels.
Die Planung folgt damit der Zielsetzung der bremischen Wohnungs-
politik, durch urbanes Wohnen in innerstadtischen Quartieren Bre-
men als lebenswerte und attraktive Stadt zu erhalten.

Aufgrund der bestandigen Nachfrage nach Wohnraum in der Bremer
Innenstadt, zu der auch der Ortsteil Ostertor zahlt, soll gemaB des Bre-
mer Innenstadtkonzepts 2025 bis zum Jahre 2020 der Anteil der in der
Innenstadt lebenden Menschen um 10 Prozent gesteigert werden. Um
die Wohnfunktion zu starken, sollen attraktive Wohnorte fiir eine zu-
nehmend differenzierte Nachfrage — bedingt durch unterschiedliche
Lebensphasen und -formen — angeboten werden. Mit der Schaffung
von neuem Wohnraum an einem Ort, der bisher durch eine Garagen-
nutzung gepragt war, tragt die Vorhabenplanung zur Verbesserung
der Wohnraumversorgung im Ostertor bei. Mit dem Angebot an unter-
schiedlichen Wohnungsgréfen von rund 60 m? bis zu rund 150 m? wer-
den sowohl kleine Wohnungen fiir Singlehaushalte als auch groBie
Wohnungen fiir Mehrpersonenhaushalte geschaffen. Alle Wohnun-
gen werden barrierefrei errichtet.

Zur Sicherung einer stdadtebaulich harmonischen und architektonisch
qualitatsvollen Bebauung wurde der Vorhabenplanung ein hochbau-
liches Qualifizierungsverfahren mit drei teilnehmenden Architektur-
biiros vorgeschaltet. Im Ergebnis des Verfahrens wurde ein Entwurf
ausgewdhlt, der — in Anlehnung an die Typologie der Bremer Hauser
— das Wohnhaus von der Blumenstralie abriickt, sodass der beengte
StraBenraum der BlumenstraBe visuell aufgeweitet und eine kleine
Vorgartenzone ausgebildet werden kann. Die bislang nur einseitig
bebaute Blumenstrale wird hierdurch stadtebaulich aufgewertet, die
Bildung einer Vorgartenzone sowie auch die autofreie Blumenstralie
tragen zur Forderung von Nachbarschaften bei.

Zur Schaffung einer der zentralen Lage angemessenen Dichte erfolgt
eine Bebauung mit vier Geschossen sowie einem begrunten Flach-
dach. Die beiden obersten Geschosse sind jeweils gegenuber den da-
runterliegenden Geschossen in Teilen zuruckgestaffelt. Terrassen,
Balkone und kleine rickwartige Garten bilden die privaten Aullenbe-
reiche.

Die Gebdaudefassade zur Blumenstrae wird durch drei vorgezogene
Eingangsbereiche, Riickspringe in den oberen Geschossen sowie ver-
tikale Elemente gestaltet, sodass Beziige zur umgebenden Bebauung
der Bremer Hauser hergestellt werden.

Die verkehrliche ErschlieBung erfolgt durch eine Tiefgaragenzufahrt
im Kreuzungsbereich Beim Steinernen Kreuz/BlumenstraBe. Die Tief-
garage dient der Unterbringung von 14 Kfz und beinhaltet auch die
Fahrradabstellplatze. Ein Ersatz der durch den Riickbau des Garagen-
hofs wegfallenden 26 vermieteten Stellpladtze ist nicht vorgesehen, da
diese Stellplatze keine Pilichtstellplatze darstellen.



Die MiillgefaBe werden im Zufahrtsbereich der Tiefgarage angeord-
net, um fir die Millabfuhr eine Erreichbarkeit von der Kreuzung Beim
Steinernen Kreuz/Blumenstrae zu gewdhrleisten. Eine allgemeine
Befahrbarkeit der BlumenstraBe fiir den Kfz-Verkehr ist auch zukiinf-
tig nicht vorgesehen. Eine Zufahrt fiir Feuerwehr- und Rettungsfahr-
zeuge kann hiertiber aber erfolgen.

Mit Realisierung der Vorhabenplanung wird ein innerstadtischer in
einem zentralen Versorgungsbereich gelegener Garagenhof zur
Schaffung von Wohnraum umgenutzt. Die Planung stellt damit eine
MaBnahme der Innenentwicklung dar und dient einer nachhaltigen
Siedlungsentwicklung, die auf eine Begrenzung des Freiflachenver-
brauchs abzielt. Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans erfolgt daher auf Grundlage des § 13a Baugesetzbuch (BauGB)
im beschleunigten Verfahren ("Bebauungsplan der Innenentwick-
lung"). Die Voraussetzungen hierfiir liegen vor, denn das Plangebiet
befindet sich in einem von Siedlungstatigkeit gepragten Gebiet der
Stadt und die tiberbaubare Grundstticksflache im Sinne von § 19 Ab-
satz 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) betragt weniger als 20 000
m?2,

Die Planung begriundet auch nicht die Zulassigkeit von Vorhaben, die
einer Umweltvertraglichkeitsprifung nach der Anlage 1 zum Gesetz
iber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG) beziehungsweise
nach Landesgesetz erfordern und bereitet diese auch nicht vor. Es be-
stehen auch keine Anhaltspunkte fiir eine Beeintrachtigung derin § 1
Absatz 6 Nr. 7b BauGB genannten Schutzgtter oder dass bei der Pla-
nung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen
von schweren Unfadllen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes zu beachten sind.

Eingriffe in Natur und Landschaft, die aufgrund der Aufstellung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes zu priifen sind, bestehen nicht,
denn der bisher bestehende Garagenhof versiegelt das Plangebiet
vollstandig.

C. Planinhalt

1.

Art der baulichen Nutzung

Das im Plangebiet zuldssige Vorhaben wird durch zeichnerische und
textliche Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 133
bestimmt. In diesem wird kein Baugebiet gemall BauNVO festgesetzt,
sondern im Sinne von § 12 Absatz 1 BauGB ein konkretes Vorhaben.
Das festgesetzte Vorhaben ist ein Wohngebdude, in dem mindestens
13 und maximal 15 Wohneinheiten zuladssig sind. Die Festsetzung zur
Errichtung eines Wohngebdaudes leitet sich aus der Zielsetzung ab, die
Wohnraumversorgung im innerstadtischen Bereich zu erhéhen. Die
Vorgabe einer Mindestanzahl an Wohneinheiten sowie die Begren-
zung auf 15 Wohneinheiten dient der Sicherstellung einer angemes-
senen Nutzungsdichte auf dem rund 1 000 m? groBen Vorhaben-
grundstuck.

Mit der Beschrankung der Zulassigkeit auf ein Wohngebaude wird die
angestrebte Wohnnutzung planungsrechtlich gesichert. Andere Nut-
zungen werden damit ausgeschlossen. Die Verpflichtung zur Umset-
zung des Vorhabens mit den vorgegebenen Anforderungen an die
Anzahl der Wohneinheiten erfolgt im Durchfiihrungsvertrag zum vor-
habenbezogenen Bebauungsplan 133.
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MaB der baulichen Nutzung, Bauweise und tberbaubare Grund-
stiicksflache

Das MabB der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der ma-
ximalen Grundflache des Wohngebaudes, die Zahl der oberirdischen
Geschosse sowie durch die maximal zuldssige Gebaudehohe be-
stimmt.

Fir das Wohngebdaude ist eine maximale Grundflache von 670 m? zu-
lassig. Diese Grundflache entspricht dem Sockel des Gebdaudes, so-
dass sich die Zahl der hochst zuldassigen Grundflache aus der Vorha-
benplanung ableitet. Da das Vorhabengrundstiick rund 1 000 m? gro83
ist, werden durch den Gebdaudesockel rund Zweidrittel des Grund-
stiicks tiberbaut. Dies entspricht einer Uberbauung, wie sie fiir die ge-
mischten Baugebiete und Wohngebiete im Ostertor typisch sind. In
der BauernstraBe und Blumenstrale bestehen Grundstiicke, von de-
nen einzelne fast vollstandig und manche zur Halfte bebaut sind. Glei-
ches gilt fir die stidlich angrenzende Bebauung am Ostertorsteinweg.
Bei der noérdlich bestehenden Bebauung der Strafe Beim Steinernen
Kreuz sowie auch der westlich des Vorhabens liegenden Wohnbebau-
ung der WulwesstraBe gibt es Grundstiicksiiberbauungen, die zwi-
schen rund 40 und rund 100 Prozent liegen.

Fir Nebenanlagen, Zufahrten, Feuerwehraufstellflachen, Eingangs-
treppen, Balkone und Terrassen ist eine Uberschreitung der festge-
setzten maximalen Grundflache des Wohngebdudes bis zu einer
Grundflachenzahl (GRZ) von 0,8 zuladssig. Diese Regelung im Bebau-
ungsplan ist erforderlich, um die gemafl Vorhabenplanung erforderli-
che Tiefgaragenzufahrt, Eingangstreppen, barrierefreien Hausein-
gange sowie auch Balkone und Terrassen realisieren zu kénnen. Zu-
dem bedarf es fir die Feuerwehr fiir den Notfall Aufstellflachen zum
Anleitern an das Wohngebdude.

Auch wenn gemadB § 12 Absatz 3 BauGB im Bereich des Vorhaben-
und ErschlieBungsplans die Gemeinde bei der Bestimmung der Zulas-
sigkeit des Vorhabens nicht an die Festsetzungen nach § 9 BauGB und
nach der aufgrund von § 9a BauGB erlassenen BauNVO gebunden ist,
wurde im Rahmen der Ermittlung moéglicher negativer Auswirkungen
durch das Vorhaben Bezug auf die Regelungen des § 17 BauNVO
+~Obergrenzen fir die Bestimmung des MalBes der baulichen Nut-
zung" genommen.

Mit einer festgesetzten Grundflache von maximal 670 m? sowie der in
der textlichen Festsetzung Nr. 6. benannten Méglichkeit zur Uber-
schreitung der maximalen Grundflache bis zu einer Grundflachenzahl
von 0,8 konnen bis zu rund 800 m? des rund 1 000 m? groen Grund-
sticks versiegelt werden. Diese Grundstiicksausnutzung ergibt sich
zum einen aus der Vorhabenplanung, die eine entsprechend der um-
gebenden Bebauungsstruktur geschlossene und somit grenzstandige
Bauweise vorsieht und zum anderen aus der Zielsetzung des Bremer
Innenstadtkonzepts 2025, das Wohnraumangebot in den innerstadti-
schen Quartieren zu erhéhen und durch urbanes Wohnen Bremen als
lebenswerte und attraktive Stadt zu erhalten. Da das Ostertor zu den
urbanen innerstadtischen Quartieren Bremens gehort, trifft die Ziel-
setzung des Innenstadtkonzepts fur das Plangebiet zu. Das Plangebiet
liegt auch innerhalb des zentralen Versorgungsbereichs des Ostertor-
steinwegs, sodass fur die neuen Bewohner:innen kurze Wege zu den
Versorgungsinfrastrukturen, den OPNV-Haltestellen sowie auch zum
Stadtzentrum mit seinen Arbeitsstatten liegt.

Die Entwicklung des Wohngebaudes auf einem Garagenhof erfolgt
somit auch im Sinne einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung, die
auf eine Reduzierung des Freiflachenverbrauchs abzielt. Mit der Be-
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grenzung der Grundfldche fir das Vorhaben verringert sich gegen-
uber der bisherigen Garagenhofbebauung die Versiegelung des Plan-
gebietes, das mit dem Garagenhof zu 100 Prozent uberbaut ist. Mit
der Reduzierung der Versiegelung ist eine Verbesserung der Boden-
funktionen und des Grundwasserhaushalts gegentiber der Bestands-
situation zu erwarten. Zudem beinhaltet die Vorhabenplanung eine
rund 365 m? groBe Dachbegriinung, die den Regenwasserabfluss re-
duziert und zu einer hoheren Verdunstungsrate und somit zur Verbes-
serung der mikroklimatischen Verhdltnisse gegentiiber der Garagen-
hofbebauung beitragt. Die Dachbegriinung wird tiber den Durchfiih-
rungsvertrag gesichert.

Die maximale Versiegelung des Plangebietes mit einer rechnerischen
GRZ von 0,67 beziehungsweise von 0,8 fiir Zufahrten, Feuerwehrauf-
stellflachen, Eingangstreppen, Balkone, Terrassen und Nebenanla-
gen liegt im Rahmen der Obergrenze des § 17 BauNVO fir urbane
Gebiete. Fiur Mischgebiete und besondere Wohngebiete kann die
GRZ von 0,6 fiir Garagen und Stellpldtzen mit ihren Zufahrten sowie
fir Nebenanlagen bis zu einer GRZ von 0,8 tiberschritten werden.
Aufgrund der Lage und Pragung der Umgebungsbebauung der grin-
derzeitlichen Wohngebiete mit einer hohen Bebauungsdichte wird die
iiberbaubare Grundstiicksfliche mit 670 m? sowie mit einer Uber-
schreitung bis zu einer GRZ 0,8 fir stadtebaulich vertretbar gehalten.
Eine Beeintrachtigung gesunder Wohn- und Arbeitsverhdéltnisse er-
folgt hierdurch nicht.

Die tuberbaubare Grundstiicksflache wird in der Planzeichnung des
Bebauungsplanes durch Baugrenzen und eine Baulinie begrenzt, die
das Hauptgebdaude, die Balkone und Terrassen sowie auch die Ein-
gangstreppen und Fahrstuhlzugdange eng umfassen. Mit diesen und
den Festsetzungen zum MaB der baulichen Nutzung wird die Kubatur
des Wohngebaudes gesichert. Dabei soll die Baulinie die dreigeschos-
sige Fassadenseite entlang der Blumenstraie sichern. Die Baulinie
héalt einen Abstand von rund 3,5 m beziehungsweise 4,0 m zur Blu-
menstrale, sodass im Stile der ortstypischen Bremer Reihenhausbe-
bauung Vorgarten mit Eingangstreppen angelegt werden konnen.

Zur weiteren Sicherung der Gebaudekubator des Vorhabens werden
neben der uberbaubaren Grundsticksflache auch die unterschiedli-
chen Geschosse mit ihren Staffelungen festgesetzt. In der Planzeich-
nung erfolgt eine Differenzierung der Geschossigkeiten durch die
Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse innerhalb der einzelnen,
durch Baulinien und Baugrenzen bestimmten Gebaudeabschnitte. Die
zwingende Anzahl von zwei beziehungsweise drei Vollgeschossen
soll die Umsetzung des Vorhabens in der vorgesehenen Dichte und
Staffelung gewahrleisten. Das dritte Geschoss springt als gestaffeltes
Geschoss an der Gebdudeseite zum Innenhof zurtick. Das oberste Ge-
schoss ist als gestaffeltes Obergeschoss geplant, dessen Grundflache
weniger als zwei Drittel des darunterliegenden Geschosses einnimmt.

Die dem Vorhaben zugehorigen Garten und Vorgarten liegen ebenso
auBerhalb der uberbaubaren Grundstiicksflachen wie die Aufstellfla-
chen fur die Rettungsleitern der Feuerwehr. Sie sind aufgrund ihres
Nutzungszwecks von oberirdischen baulichen Anlagen freizuhalten.
Die Tiefgarage darf ausschlieBlich innerhalb der im Bebauungsplan
festsetzen Flache fur Tiefgaragen errichtet werden. Diese Flache liegt
innerhalb der tiberbaubaren Grundstiicksflache.

Das geplante Wohngebdude ist innerhalb der tiberbaubaren Grund-
stucksflache in geschlossener Bauweise und somit grenzstandig zu er-
richten. Diese Festsetzung leitet sich aus der umgebenden ge-
schlossenen Bauweise ab und stellt eine Bebauung ohne Bauliicken
sicher. Die gemall der Bremischen Landesbauordnung (BremLBO)
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vorgegebenen Grenzabstande gegentiber der Bebauung in der Blu-
menstraBe sowie zu den westlich gelegenen Grundsticken werden
eingehalten.

Die Hohenbegrenzung des Wohngebéaudes erfolgt durch eine Begren-
zung der Anzahl der Vollgeschosse und durch die Festsetzung der
Oberkante der baulichen Anlagen als HochstmaB in Metern iiber dem
Bezugspunkt (Bz). Dieser wurde mit 5,51 m tber Normalnull (iNN)
am noérdlichen Ende der BlumenstraBe festgelegt und stellt einen vor-
handenen Kanaldeckel dar, der in der Ortlichkeit bestimmbar ist. Die
Festlegung eines Hohenbezugspunkts dient einer einheitlichen Ho-
henbestimmung fiir alle Oberkanten des Wohngebdaudes, das iiber ge-
staffelte Geschosse und somit unterschiedliche Héhen verfiigt.

Im Bebauungsplan ist geregelt, dass eine Uberschreitung der maxi-
malen Gebdudehohen fir technische Aufbauten um bis zu 1,0 m aus-
nahmsweise zugelassen werden kann. Diese Regelung wurde
getroffen, um gegebenenfalls fiir das Wohnhaus erforderliche techni-
sche Anlagen wie Fahrstuhliiberfahrten, Liiftungsrohre etc. oder aber
auch Anlagen zur Nutzung von Solarenergie auf dem Flachdach er-
richten zu kénnen. Weitere Voraussetzung zur Erfiilllung des Geneh-
migungsvorbehalts ist, dass die technischen Aufbauten um mindes-
tens 1,0 m von der Aullenkante des jeweiligen Geschosses zurtick-
springen. Die Entscheidung tber die Zulassigkeit der Ausnahmerege-
lung liegt im Ermessen der Baugenehmigungsbehorde. Aus Sicher-
heitsgriinden ist im Bebauungsplan geregelt, dass Umwehrungen fir
Balkone und Terrassen bis zu einer Hohe von 1,1 m das H6chstmal
der baulichen Anlagen tiberschreiten kénnen.

Die festgesetzten HochstmafBe fiir das Wohngebdude leiten sich zum
einen aus der stadtebaulichen Konzeption fiir das Plangebiet sowie
zum anderen aus der Umgebung ab. Da die Gebaudekonzeption des
Wohnhauses durch Vor- und Riickspriinge eine Staffelung der einzel-
nen Geschosse vorsieht, wird fiir jede Staffelung die maximale Ge-
baudehohe angegeben. Insgesamt verfugt das Wohnhaus tiber vier
Geschosse mit jeweils unterschiedlichen Grundflachen. Das oberste
Geschoss des Wohnhauses springt mit einer Grundflache von rund
275 m? als gestaffeltes Geschoss um mehrere Meter von der nordli-
chen, 6stlichen und westlichen Gebdudekante der darunterliegenden
Geschosse zuruck. Die Oberkante dieses Staffelgeschosses darf max.
14,0 m uber dem Bezugspunkt liegen. Damit bleibt das Gebaude in
seiner Hohenentwicklung unter dem nordlichen Nachbargebaude
Beim Steinernen Kreuz 2, das tiber eine Firsthohe von rund 15,5 m
uber dem Bezugspunkt verfiigt. Die Oberkante des dritten Geschosses
des geplanten Wohnhauses hat eine Hohe von knapp 11,0 m tiber dem
Bezugspunkt und nimmt damit mit wenigen Zentimetern Abweichung
die Trauflinien des gegentuberliegenden Wohnhauses Bauernstralie 5
und des nordlich angrenzenden Hauses Beim Steinernen Kreuz 2 auf.
Somit nehmen die im Bebauungsplan festgesetzten Maximalhéhen
Bezug zur umgebenden Wohnbebauung.

Im Plangebiet wird die Bebauungsdichte tiber die maximal tiberbau-
bare Grundflache, die Bauweise, die Geschosszahlen sowie tiber die
Hohenbegrenzungen geregelt. Die Festsetzung einer Geschossfla-
chenzahl (GFZ) ist daher nicht notwendig. Gleichwohl ist die GFZ
rechnerisch ermittelt worden. Sie betragt fur das Vorhaben rund 1,65.
In der Baunutzungsverordnung ist die Obergrenze der GFZ fir eine
Bebauung in Kerngebieten (MK), wie eines direkt stdlich an das Vor-
habengrundstick angrenzt sowie auch fir urbane Gebiete mit 3,0, fur
besondere Wohngebiete mit 1,6 und fur Mischgebiete und allgemeine
Wohngebiete mit 1,2 angegeben. Insofern liegt die Bebauungsdichte
fir das Plangebiet im Rahmen der innerstadtischen Baugebiete mit
Wohngebauden. Die Bebauungsdichte entspricht der stadtebaulichen
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Zielsetzung, das urbane Wohnen in den innerstadtischen Quartieren
zu starken. Da in dem Baugebiet der urbanen Gebiete gemaB § 6a
BauNVO die Wohnnutzung bei einer maximalen GFZ 3,0 allgemein
zuldssig ist, wird davon ausgegangen, dass noch hohere Geschossfla-
chenzahlen als 1,65 mit einer Wohnnutzung vertraglich sind.

Mit der GFZ von 1,65 werden die gesunden Wohn- und Arbeitsver-
héaltnisse im Planbereich und seiner Umgebung nicht beeintrachtigt.
Die Fassaden des geplanten Wohngebaudes springen gegentiber der
bestehenden Mauer entlang des Garagenhofes um bis zu 4,0 m von
der Blumenstraf3e zuriick, sodass eine Aufweitung des Raums sowie
durch die Vorgarten in Teilen eine Begriinung erfolgt. Hierdurch so-
wie durch die Dachbegriinung, die riickwartigen Garten und durch
die Reduzierung der iiberbaubaren Grundstiicksflache im Vergleich
zum Garagenhof, verbessert sich das Mikroklima und die Beliiftung
des Planbereichs.

Mit dem neuen Wohngebdaude ist jedoch zukiinftig von einer zuneh-
menden Verschattung der Nachbarbebauung auszugehen. Zur Uber-
prufung der Auswirkungen des Vorhabens auf die Besonnung und
Belichtung der Nachbargebdude wurde daher eine Verschattungsstu-
die erstellt. So lasst sich in der Schattensimulation feststellen, dass
beim Sonnenhéchststand im Juni eine Verschattung der Gebaude-
riickseiten der Wohnhduser der BauernstraBBe sowie eine Verschat-
tung des Wohnhaus Blumenstrae 4 ab 16 Uhr beginnt. Eine Ver-
schattung der Wohnrdume des nordlich angrenzenden Gebdaudes
Beim Steinernen Kreuz 2 erfolgt vorhabenbedingt aufgrund des hohen
Sonnenstandes im Sommer nur kurzzeitig am spaten Vormittag.

Zur Tagundnachtgleiche (Ende Marz und Ende September) findet
eine vorhabenbedingte Verschattung der Wohngebaude in der Bau-
ernstrafe in den Nachmittagsstunden ab 15 Uhr statt. Das noérdliche
Nachbargebdude Beim Steinernen Kreuz 2 wird hingegen zum Zeit-
punkt der Tagundnachtgleiche am spaten Vormittag zwischen 11 und
12 Uhr verschattet. Das Wohnhaus Blumenstrafe 4 wird bereits durch
das gegentiiberliegende Bestandsgebaude Blumenstralle 8 ab 15 Uhr
verschattet. Erst am spateren Nachmittag, ab 16 Uhr, erfolgt eine Ver-
schattung durch das westlich gegentiberliegende Vorhabengebdaude.

Im Winter erfolgt eine Verschattung der Gebaude in der Blumenstralie
und BauernstraBBe aufgrund des tiefen Sonnenstands bereits durch die
Bestandsbauten des Ostertorsteinwegs und der Wulwesstrae. Das
Wohnhaus Bauernstrale 5 wird im Winter gegentiber der Bestandssi-
tuation bereits um 14 Uhr und somit eine Stunde frither verschattet.
Das Haus Blumenstraie 4 wird im Winter bereits in der Bestandssitu-
ation durch die umgebenden Wohnhdauser der Bauernstra3e, Blumen-
stral3e, des Ostertorsteinwegs und der Wulwesstralle verschattet. Die
Studseite des Wohnhauses Beim Steinernen Kreuz 2 wird durch das
neue Wohngebaude zwischen 11 und 12 Uhr sowie in den unteren
Geschossen bis 13 Uhr verschattet.

Im Ergebnis der Verschattungsstudie wird deutlich, dass aufgrund der
grenzstandigen Neubebauung die Verschattung der sudlichen Ge-
baudeseite des angrenzenden Wohnhauses Beim Steinernen Kreuz 2
zunimmt. Diese Zunahme wird jedoch fir vertretbar gehalten, da sie
auf die spaten Vormittagsstunden und Mittagsstunden begrenzt ist
und auBerhalb dieser Zeit weiterhin eine Besonnung stattfindet. In der
Blumenstrae ist aufgrund der studostlichen Lage der Bestandsge-
baude nur das Haus Nr. 4 durch eine Verschattung des Vorhabens am
Nachmittag betroffen. Diese wird jedoch fir hinnehmbar gehalten, da
das bestehende Wohnhaus sowohl im Friithjahr als auch im Sommer
und Herbst weiterhin besonnt wird.
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Eine Vermeidung der oben beschriebenen zunehmenden Verschat-
tung durch das Vorhaben ist unter Einhaltung des Planungsziels der
Schaffung von 14 bis 16 Wohneinheiten nicht moglich. Aufgrund der
Lage des Vorhabens im innerstdadtischen Bereich, in dem mit hinzu-
tretenden Neubauten grundsétzlich zu rechnen ist, sind geringe Ein-
buBen an Tageslicht fur die Schaffung von innerstadtischem
Wohnraum jedoch hinzunehmen. Mit der Begrenzung der Gebaude-
hoéhen und der Staffelung der Geschosse erfolgt jedoch eine Reduzie-
rung des Schattenwurfs gegeniiber der angrenzenden Wohnbe-
bauung.

Relevante negative Auswirkungen durch die Bebauungsdichte mit ei-
nerrechnerischen GFZ 1,65 auf die in § 1a Absatz 7 BauGB genannten
Umweltbelange sind nicht anzunehmen, da das Plangebiet im Be-
stand komplett tiberbaut ist. Mit der Errichtung eines Wohngebaudes
anstelle eines Garagenhofes mit 26 Garagen ist von keinen zusatzli-
chen Immissionen auszugehen, die sich nachteilig auf die gesunden
Wohn- und Arbeitsverhaltnisse im Planbereich und seiner Umgebung
auswirken. Aufgrund des sehr guten OPNV-Anschlusses, der Lage
des Vorhabens innerhalb des zentralen Versorgungsbereichs Oster-
torsteinweg sowie durch die Begrenzung des Vorhabens auf maximal
16 Wohneinheiten ist mit der Vorhabenplanung keine relevante Ver-
kehrszunahme zu erwarten.

Auch fiir die Bewohner:innen des geplanten Wohngebdaudes ist durch
die Bebauungsdichte mit keinen negativen Auswirkungen zu rech-
nen. Zum einen verfiigt der Neubau tiber Aulenwohnbereiche wie
Garten, Terrassen und Balkone, zum anderen bestehen mit den Wall-
anlagen an der Contrescarpe sowie mit dem Osterdeich an der Weser
in rund 500,0 m Entfernung attraktive Naherholungsraume.

ErschlieBung, Stellplatze

Die verkehrliche ErschlieBung des Wohnhauses erfolgt tiber die Kreu-
zung Beim Steinernen Kreuz/BlumenstraB3e im Bereich der bisherigen
Zufahrt zum Garagenhof. Eine Ein- und Ausfahrt fiir Kraftfahrzeuge
ist auch zukiinftig nur in diesem Bereich zuléssig, denn die Blumen-
straBe soll weiterhin nur von FuBgangern und Radfahrern, nicht je-
doch von Kraftfahrzeugen genutzt werden. Daher setzt der Bebau-
ungsplan den Ein- und Ausfahrtsbereich an der gleichen Stelle wie
die bisherige Zufahrt zum Garagenhof fest. Die Eingange zu den ein-
zelnen Wohnungen des Vorhabens erfolgen von der Blumenstralie
aus.

Zur stadtebaulichen Ordnung und zur Schaffung eines attraktiven
Ortsbildes in der Blumenstraie bestimmt der Bebauungsplan, dass die
Errichtung von Kfz-Stellpldatzen nur unterirdisch innerhalb der hierfur
festgesetzten Flache fur Tiefgaragen zuldssig ist. Mit dieser Regelung
soll das oberirdische Abstellen von Kraftfahrzeugen im Plangebiet
ausgeschlossen werden, da sich dies negativ auf die Blumenstrale mit
ihrem schmalen StraBenquerschnitt auswirken wirde. Die Tiefgarage
umfasst vollstandig die Grundflache des Wohnhauses und ermdglicht
damit die Unterbringung von 14 Kfz-Stellplatzen, von denen drei be-
hindertengerecht ausgefiihrt werden kénnen. In der Tiefgarage wer-
den auch 34 Fahrradabstellplatze sowie fur jede Wohnung ein Abstell-
raum vorgehalten. Die Millbehdlter werden ebenfalls in einem dafur
vorgesehenen Raum in der Tiefgarage untergebracht.

Das Pangebiet ist sehr gut an den offentlichen Personennahverkehr
(OPNV) angebunden. In rund 130,0 m Entfernung zum Vorhaben be-
steht die BSAG-Haltestelle "Wulwesstralle", an der die Stralenbah-
nen der Linien 2 und 3 halten. Die drei nachstgelegenen weiteren
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Haltestellen sind die Domsheide, der Sielwall sowie die Humboldt-
stralle, von der jeweils Strafenbahnen in Richtung Hauptbahnhof ver-
kehren.

Zusétzlich zur OPNV-Anbindung ist das Vorhaben auch sehr gut in
das Netz mehrerer Carsharing-Stationen eingebunden. In rund 150,0
m Entfernung zum Vorhaben besteht in der AlbrechtstraBe eine Car-
sharing-Station. Weitere fufllaufig vom Plangebiet aus erreichbare
Carsharing-Stationen liegen Am Dobben, Am Rembertiring, in der Ro-
merstraBe sowie auch in der St.-Pauli-StraBe. Uber die StraBe Auf den
Hafen oder die Contrescarpe ist der Hauptbahnhof Bremen mit dem
Fahrrad in rund 10 Minuten zu erreichen.

Aufgrund der zentralen innerstadtischen Lage des Plangebietes im
Ostertorviertel und der oben beschriebenen alternativen Moglichkei-
ten zum Erreichen des Plangebietes ohne ein Kraftfahrzeug werden
uber die Kfz-Pflichtstellplatze in der Tiefgarage hinaus keine weiteren
Kfz-Stellplatze, zum Beispiel fir Besucher:innen, angeboten. Der Ver-
zicht auf die Herstellung von Besucher:innenstellpldatzen innerhalb
des Plangebietes begriindet sich auch darin, dass es sich bei der Vor-
habenplanung um die SchlieBung einer Bebauungsliicke zwischen
der StraBle Beim Steinernen Kreuz und dem Ostertorsteinweg und so-
mit um eine Planung im Bestand handelt. Da die BlumenstraBe fir den
Kfz-Verkehr gesperrt und mit einer StraBenbreite von circa 4,0 bis
6,0 m sehr schmal ist, konnen auch im Verkehrsraum vor dem Vor-
habengrundstiick keine Besucherstellpldtze untergebracht werden.
Allerdings bestehen entlang des Ostertorsteinweges sowie auf dem
Parkplatz Hohenpfad in fuBllaufiger Erreichbarkeit 6ffentliche Stell-
platze.

Mit der Uberplanung des im Bebauungsplan 1531 festgesetzten Ga-
ragenhofs entfallen 26 gewerblich vermietete Kfz-Stellplatze. Ein Er-
satz fur diese Stellplatze ist aufgrund fehlender Flachenpotenziale fiir
ebenerdige Stellplatzanlagen im Ostertor nicht vorgesehen. Es beste-
hen jedoch mit der Tiefgarage am Hohenpfad sowie mit dem Parkhaus
«Ostertor/Kulturmeile” im Ostertor Moglichkeiten, Kfz-Stellpldtze
dauerhaft zu mieten. Mit dem umfassenden Angebot an Carsharing-
Stationen im Ostertor sowie der sehr guten OPNV-Anbindung beste-
hen auch Alternativen zur Nutzung eines eigenen Pkw.

Entwdasserung und Entsorgung

Das Plangebiet ist an die Kanalisation in der Blumenstrae ange-
schlossen. In dieser besteht ein Mischwasserkanal, der bereits das
Niederschlagwasser des vollstandig versiegelten Garagenhofs auf-
nimmt. Das neue Wohngebaude wird an die bestehende Kanalisation
angeschlossen. Mit der Realisierung der Vorhabenplanung erfolgt je-
doch eine Reduzierung des Regenwasserabflusses, denn aufgrund der
Garten sowie der Dachbegrinung des Wohnhauses werden Teile des
Regenwassers versickert beziehungsweise verdunstet.

Zur planungsrechtlichen Sicherung der Dachbegrinung enthalt der
Bebauungsplan die textliche Festsetzung, dass die Dacher von Haupt-
gebdauden mindestens zu 80 Prozent zu begriinen sind. Ausgenommen
von der Begrinung sind Flachen fur die Errichtung von Klima- und
Luftungsanlagen.

Eine vollstandige Versickerung des Regenwassers oder die Anlage ei-
nes Regenruckhaltebeckens fur eine weitere Reduzierung des Regen-
wasserabflusses ist aufgrund der beengten Grundsticksverhaltnisse
in dem nur rund 1 000 m? groBen Plangebiet nicht moglich.
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Immissionsschutz

Die Larmkarten des Senators fiir Umwelt, Bau und Verkehr stellen fiir
das Plangebiet durch den Verkehrslarm verursachte AuBenlarmwerte
tagsuber von tiber 40 bis zu 50 dB(A) dar. Lediglich unmittelbar an der
sidlichen Grenze des Plangebietes, im Anschluss an die Bestandsbe-
bauung, werden tagsiiber AuBenlarmwerte von bis zu 55 dB(A) er-
reicht. Mit diesen AuBlenlarmwerten werden die Orientierungswerte
der DIN 18005 fur allgemeine Wohngebiete groBtenteils eingehalten.

Fir den Nachtzeitraum werden mit AuBenlarmwerten von iiber 35 bis
zu 40 dB(A) die Orientierungswerte der DIN 18005 fiir allgemeine
Wohngebiete im tberwiegenden Teil des Plangebietes eingehalten.
Ahnlich wie im Tageszeitraum sind die AuBenldrmwerte jedoch un-
mittelbar an der stidlichen Grenze des Plangebietes mit iiber 50 bis zu
55 dB(A) etwas hoher als im sonstigen Vorhabenbereich, sodass hier
die Orientierungswerte der DIN 18005 fiir allgemeine Wohngebiete
und Mischgebiete tiberschritten werden.

Angesichts der stadtebaulich integrierten Lage des Plangebietes und
im Interesse der angestrebten Innenentwicklung wird die punktuelle
Uberschreitung der Orientierungswerte der DIN 18005 an der siidli-
chen Grenze des Plangebietes fir vertretbar gehalten, wenn ein aus-
reichender Schallschutz fir Aufenthaltsrdéume im Gebdudeinneren —
insbesondere wahrend der Nachtzeit — sichergestellt ist. Daher wird
im Bebauungsplan festgesetzt, dass entlang der stiidlichen Plange-
bietsgrenze durch geeignete bauliche Schallschutzmafnahmen (zum
Beispiel schallgedammte Liftungsoéffnungen) sicherzustellen ist, dass
in den zu Aufenthaltszwecken dienenden Wohnraumen der Mitte-
lungspegel von 30 dB(A) nachts bei geschlossenem Fenster nicht
uberschritten wird. Im tbrigen Plangebiet ist durch geeignete bauli-
che MaBnahmen (zum Beispiel schallabsorbierende Ausbildung der
Fensterlaibung) sicherzustellen, dass in den zu Aufenthaltszwecken
dienenden Wohnraumen der Mittelungspegel von 30 dB(A) nachts bei
freier Beliiftung (gekipptes Fenster) nicht tiberschritten wird.

Fir den Tageszeitraum wird im Bebauungsplan bestimmt, dass durch
geeignete bauliche MaBnahmen (zum Beispiel schallabsorbierende
Ausbildung der Fensterlaibung) sicherzustellen ist, dass in den zu
Wohnzwecken dienenden Aufenthaltsraumen der Mittelungspegel
von 35 dB(A) tags nicht tiberschritten wird.

Mit den vorgenannten Regelungen kénnen gesunde Wohnverhalt-
nisse im Plangebiet gesichert werden. Der Nachweis zur Einhaltung
der Festsetzungen hat mit den Bauvorlagen im bauaufsichtlichen Ver-
fahren zu erfolgen.

Klimaschutz

Um den Einsatz erneuerbarer Energien zu fordern, wird durch eine
textliche Festsetzung im Bebauungsplan bestimmt, dass die tragende
Konstruktion der Dachflachen der Hauptgebaude statisch so auszubil-
den ist, dass die Errichtung von Anlagen zur Nutzung von Solarener-
gie auch nachtraglich moglich ist. Damit ist gemeint, dass neben der
Schaffung der statischen Voraussetzungen bei der weiteren Gebau-
deplanung zum Beispiel Leerrohre vorgesehen werden und die not-
wendige Positionierung von Technikanschlissen berucksichtigt wird.
Die Festsetzung zielt damit auf MaBnahmen zum Klimaschutz ab.

Mit einer zukinftigen geringeren Versiegelung des Vorhabengrund-
sticks nach dem Riickbau des Garagenhofes sowie der vorgegebenen
Dachbegrunung erfolgt ein verzégerter Regenwasserabfluss. Hier-
durch erhoht sich die Verdunstungsrate im Plangebiet, sodass sich die
mikroklimatischen Verhdltnisse im Planbereich verbessern.

17 -



Denkmalschutz, Landesarchéologie

Nordlich des Plangebietes bestehen im Kreuzungsbereich zur Strale
Beim Steinernen Kreuz vier Wohnhdauser, die als Einzeldenkmadler in
die Denkmalliste des Landes Bremen eingetragen sind. Dazu zahlt
auch das direkt nordlich angrenzende Gebdude Beim Steinernen
Kreuz 2. Fur die Bebauung entlang der Stralen Beim Steinernen
Kreuz und Kreftingstrae besteht zudem ein Ensembleschutz nach
dem Gesetz zur Pflege und zum Schutz der Kulturdenkmaler (Denk-
malschutzgesetz — DSchG) des Landes Bremen. Das Vorhabengrund-
stiick fallt in den Bereich des Umgebungsschutzes nach dem DSchG.
Vor diesem Hintergrund wurde die Kubatur und Architektur des
neuen Wohngebaudes mit dem zustandigen Landesamt fiir Denkmal-
pflege Bremen abgestimmt.

Im Plangebiet ist mit dem Vorhandensein archdologischer Boden-
fundstellen zu rechnen. Um zu vermeiden, dass diese bei Erdarbeiten
unkontrolliert zerstort werden, ist die Beteiligung der Landesarchéao-
logie an den Erdarbeiten erforderlich. Eine liickenlose Beobachtung
der Erdarbeiten muss von Anfang an gewadhrleistet sein. Ebenso ist
ausreichend Gelegenheit zu eventuell notwendigen Untersuchungen
oder Bergungen einzurdumen. Bei Erdarbeiten jeglicher Art, insbe-
sondere auch bei Bohrsondierungen, Kampfmittelsuche und -rau-
mung, ist eine vorherige Absprache mit dem Landesarchaologen
erforderlich. Das gilt auch fiir Abbrucharbeiten, soweit sie durch Fort-
rdumen alter Fundamente oder dhnliches Erdreich beriihren.

Kampfmittel, Altlasten

Im Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann
das Vorhandensein von Kampfmitteln nicht ausgeschlossen werden.
Vor Aufnahme der planmaéaBigen Nutzung ist daher in Zusammenar-
beit mit den zustdndigen Stellen eine Sondierung und gegebenenfalls
Beseitigung der Kampfmittel sicherzustellen.

Fir das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 133 la-
gen ursprunglich folgende Hinweise auf moglicherweise altlastenre-
levante Nutzungen vor:

Ostertorsteinweg 13 bis 17:EisengroBhandel (1942)
Miillbeseitigung (1935 bis 1940)
Olhandel (1935 bis 1940)
Matratzenfabrik (1910 bis 1940)
Tischlerei (ohne Jahresangabe)

Vom Vorhabentrager a + i Bau GmbH wurden zur Klarung des Sach-
verhalts eine historische Recherche (Ingenieurbiro fiir Altlasten und
Bodenschutz, Dipl. Ing. Jorn Pesel; Ergebniskurzbericht historische
Recherche fiir den Bereich V + E Plan 133; 8. Marz 2018) und eine
orientierende Bodenuntersuchung (Ingenieurgeologisches Biiro Un-
derground; orientierende Untersuchung fiir das Grundstiick Blumen-
straBle 7 bis 8 in Bremen, 31. Mai 2018) vorgelegt.

Im Plangebiet existierte demnach seit 1834 ein Eisenlager und von
1856 bis Anfang des 20. Jahrhunderts eine Schmiede. Seit 1936 bis
heute wird das Grundstiick durch einen Garagenhof genutzt. Die an-
deren Hinweise haben sich nicht bestédtigt beziehungsweise sind fir
das Plangebiet nicht relevant.

Im Rahmen der orientierenden Altlastenuntersuchung wurden insge-
samt zwolf Bohrungen zur Erkundung des Untergrunds abgeteuft. Der
Bodenaufbau ist durch eine zwischen
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1,0 m und 2,2 m machtige anthropogene Auffillung mit Beimengun-
gen von Bauschutt, Schlacken, untergeordnet auch Asche und Glas
gekennzeichnet. Darunter folgen feinsandige Mittelsande (Weser-
sande), die in der Regel zwischen 4,0 und 5,0 m Tiefe durch eine
schluffige oder tonige Schicht (Auenlehm) unterbrochen werden. In
mehreren Einzelproben aus der kiinstlichen Auffiillung als auch in ei-
ner der drei erstellten Mischproben wurden die Prifwerte fiir den Pa-
rameter Blei der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung vom
17. Juli 1999 (BBodSchV) fir Kinderspielflachen und Wohnnutzung
und bei einer Probe die in der Mitteilung des Senators fiir Umwelt,
Bau und Verkehr genannten Werte zur Bewertung von PAK (Polycyc-
lische Aromatische Kohlenwasserstoffe) vom 16. Dezember 2016 tiber-
schritten.

Kennzeichnungen und Festsetzungen zum Schutze vor schéadlichen
Bodenveranderungen sind nicht erforderlich, da die Sanierung bezie-
hungsweise Sicherung der schadlichen Bodenveranderung durch eine
Sanierungsvereinbarung sichergestellt ist.

Umweltbelange

Da bei der vorliegenden Planung die Voraussetzungen zur Anwendung
des § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung) vorliegen, er-
folgt die Aufstellung des Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren
(vergleiche Kapitel B 3).

Im Planverfahren nach § 13a BauGB kann von einer Umweltprifung nach
§ 2 Absatz 4 BauGB sowie vom Umweltbericht nach § 2a BauGB und von
der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezo-
gener Informationen verfiigbar sind, abgesehen werden, wenn die festge-
setzte liberbaubare Grundflache weniger als 20 000 m? betragt. Dies trifft
im vorliegenden Fall zu, da das Plangebiet selbst nur iber eine GroBe von
rund 1 000 m? verfiigt. Auf eine Umweltprifung wurde daher verzichtet,
ein Ausgleich der Eingriffe in Natur und Landschaft ist ebenfalls nicht er-
forderlich, zumal das Plangebiet durch den Garagenhof vollstandig versie-
gelt war. Gleichwohl werden die fiir die geplante Bebauung relevanten
Belange des Umweltschutzes nachfolgend dargestellt.

Schutzgut Boden

Im Plangebiet bestehen schadliche Bodenveranderungen, die mittels eines
vollstandigen Bodenaustausches vor Errichtung des Wohngebaudes besei-
tigt werden (vergleiche Kapitel C 8).

Mit der Neuordnung des Plangebietes und dem Riickbau des Garagenho-
fes kommt es zu einer Entsiegelung von Flachen. Dies wirkt sich positiv
auf die Bodenfunktionen sowie die mikroklimatischen Verhaltnisse aus.
Zur Erh6éhung des Grinvolumens im Plangebiet sowie zur weiteren stad-
tebaulichen Aufwertung gegentiber der bisherigen Nutzung erfolgt eine
Bepflanzung der Garten sowie auch der Vorgarten, die an die Blumen-
stralle grenzen.

Artenschutz

Im Plangebiet bestehen weder Baume noch sonstige Geholzstrukturen.
Daher ist mit keinen gefdhrdeten oder streng geschiutzten Baumbritern zu
rechnen. Mit der Lage des Plangebietes im Siedlungsraum mit angrenzen-
der StraBle und Bebauung stellt das Gebiet auch keinen Lebensraum fur
seltene oder streng geschitzte Bodenbruter dar.

Aufgrund der baulichen Anlagen des Garagenhofes kann jedoch nicht
ausgeschlossen werden, dass diese von Fledermdausen aufgesucht werden.
Daher wurde durch das Bremer Biiro Okologis GmbH im Februar 2018 eine
Artenschutzkontrolle durchgefuhrt (Okologis GmbH; Bauvorhaben Blu-
menstraBle: Artenschutzkontrolle, 11. Februar 2018). Diese diente in erster
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Linie dem Zweck, die vorhandenen Gebdude in Bezug auf potenziell be-
siedelbare Fledermausquartiere zu untersuchen. Bei Vorhandensein ent-
sprechender Strukturen, wie zum Beispiel Mauernischen, Spalten, Ge-
baudehohlraume, Zwischendecken, Fassadenzwischenraume, Dachsttiihle
mit wettergeschiitzten Nischen und so weiter sollten diese in einer geziel-
ten Kontrolle in Bezug auf etwaige Fledermaus-Winterquartiere unter-
sucht werden. Auf dem Garagenhofgeldande wurden samtliche Gebaude
sowohl im AuBen- als auch im Innenbereich mit drei zoologisch erfahrenen
Personen genau inspiziert. Verwendet wurden bei der Artenschutzkon-
trolle lichtstarke Scheinwerfer zur Ausleuchtung dunkler versteckter Be-
reiche sowie ein Fledermaus-Ultraschalldetektor.

Die Untersuchung hat ergeben, dass sich weder an den AuBlenwanden der
Gebaude, noch innerhalb der Garagen oder im Bereich der Garagenhof-
Dachkonstruktion Hohlraume oder sonstige Strukturen befinden, die von
Flederméausen besiedelt werden konnen. Alle Garagen weisen glatte
Waénde auf, verfiigen nicht iiber Zwischenwéande, Kellerschachte, Decken-
hohlrdume, Fassadenverkleidungen oder dergleichen und sind jeweils
vollstandig verschlossen. Gebaudebesiedelnde Fledermdause wie zum Bei-
spiel Zwerg- oder Breitfliigelflederméduse finden dort insofern keine Ein-
flugmoglichkeiten oder Quartierstandorte. Ein Abriss der Gebdaude ist
aufgrund fehlender Quartiermoéglichkeiten fir Fledermduse nicht mit ar-
tenschutzrechtlichen Verbotstatbestanden verbunden, insofern also arten-
schutzrechtlich unbedenklich.

Auch fiir das Schutzgut Brutvogel hat der Garagenhof und die dort beste-
henden Gebé&ude keine Bedeutung. Allerdings konnen sich ab Ende Marz
bis circa August zum Beispiel unter der Dachkonstruktion bestimmte Vo-
gelarten zur Brut ansiedeln, da es dort potenzielle Nistmoglichkeiten zum
Beispiel fiir Arten wie Hausrotschwanz, Haussperling, Dohle und so weiter
gibt. Die genannten Arten und ebenfalls andere Singvogelarten sind ge-
maB Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) jeweils "besonders geschiitzt".
Wahrend dieser Zeit und bei gegebenem Brutvorkommen ware also der
Gebaudeabriss in artenschutzrechtlicher Hinsicht unzulassig. Zur Herstel-
lung der Planungssicherheit empfiehlt der Gutachter, im Vorfeld der Ab-
rissmaBnahmen eine weitere Kontrolle vorzunehmen. Hierbei konnte zum
Beispiel aufgeklart werden, wann mit einem Ausfliegen der Vogel bezie-
hungsweise einer Auflosung der Lebensstdtten zu rechnen ist. Der Bebau-
ungsplan enthalt daher einen entsprechenden Hinweis darauf, dass eine
Betroffenheit der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestande des § 44
BNatSchG mit Umsetzung der Planung nicht ausgeschlossen werden
kann. So ist vor Abriss von Gebduden eine Kontrolle auf mogliche Brutvo-
gel erforderlich und bei einem positiven Befund eine artspezifische Einzel-
fallprifung (spezielle artenschutzrechtliche Prifung) durchzufiihren.

Die sonstigen Umweltbelange, mit Ausnahme der in Kapitel C 5 darge-
stellten Belange des Immissionsschutzes, werden von der Planung nicht
betroffen. Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Umweltbelangen
sind uber die oben genannten Darstellungen hinaus nicht bekannt.

Finanzielle Auswirkungen/Gender-Priifung
1. Finanzielle Auswirkungen

Die Vorhabentragerin tragt die Planungs- und ErschlieBungskosten
und ubernimmt im Durchfuhrungsvertrag die Verpflichtung, das Vor-
haben auf eigene Kosten zu verwirklichen. Lediglich aufgrund einer
moglichen Kampfmittelbeseitigung ist nicht auszuschlieBen, dass der
Stadtgemeinde Bremen Kosten entstehen konnten. Die erforderlichen
Mittel werden - soweit Dritte nicht zur vollstandigen Refinanzierung
der Kosten herangezogen werden konnen - entsprechend den zur
Verfigung gestellten Haushaltsmitteln in Anspruch genommen, tiber
die die Burgerschaft im Rahmen der Haushaltsaufstellung zu beschlie-
Ben hat.
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Gender-Prifung

Das Vorhaben zur Errichtung eines Wohngebéaudes soll fur Frauen,
Maénner und Diverse gleichermalBen ein attraktiver Ort zum Wohnen
werden. Die Wohnnutzung richtet sich gleichberechtigt an alle Ge-
schlechter. Die sehr gute verkehrliche Anbindung sowie die umge-
bende Infrastruktur begiinstigt die Bildung kurzer Wegeketten, die
sich positiv auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie auswirken.
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Bebauungskonzeption (informatorisch, ohne MafBstab) (Verfasser: Kastens Ar-
chitekten, Bremen)

Gebaudeperspektive von der Blumenstrale (Sudansicht) informatorisch (Ver-
fasser: Kastens Architekten, Bremen) (ohne Mafstab)
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Vogelperspektive (informatorisch) (Verfasser: Kastens Architekten, Bremen)
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Perspektive Gebauderuckseite (informatorisch) (Verfasser: Kastens Architek-
ten, Bremen)
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Schnitt — BlumenstraBe mit Vorhabenplanung (informatorisch, ohne MaBstab)
(Verfasser: Kastens Architekten, Bremen)
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Dieser Plan stellt in Ubersichtlicher Form den Geltungsbereich und die wichtigsten
Festsetzungen dar. Er ist nicht identisch mit dem zu beschlieRenden Urkundsplan, der

fur die Dauer der Plenarsitzungen bei der Verwaltung der Burgerschaft zur
Einsichtnahme ausliegt.

FREIE HANSESTADT BREMEN (STADTGEMEINDE)

Vorhabenbezogener Bebauungsplan 133
(mit Vorhaben- und ErschlieBungsplan)

fir eine Bebauung westlich der BlumenstralRe zwischen

Ostertorsteinweg, Bauernstrafe und Beim Steinernen Kreuz
in Bremen- Mitte

(Bearbeitungsstand: 29.01.2020)

ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

Py Grenze des raumlichen Geltungsbereichs des
i_ — " vorhabenbezogenen Bebauungsplans und des
Vorhaben- und Erschlieungsplans

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG

GR 670 m? Grundflache (GR) des Wohngebaudes mit
Flachenangabe als Hochstmalf}

11 Maximale Zahl der oberirdischen Vollgeschosse
@ Zwingende Zahl der oberirdischen Vollgeschosse

@+ g OG Zwingende Zahl der oberirdischen Vollgeschosse mit
einem zusatzlichen gestaffelten Obergeschoss

Oberkante baulicher Anlagen als Héchstmal} in
Metern tber dem aulRerhalb des Plangebietes
gelegenen Bezugspunkt (Bz. 5,51 m U. NN)

OK7,5m

BAULINIE, BAUGRENZE

Baulinie
Baugrenze

VERKEHRSFLACHEN

Straflenbegrenzungslinie

‘ ‘ Ein- und Ausfahrtbereich fiir Kraftfahrzeuge

SONSTIGE PLANZEICHEN

N ! Umgrenzung von Flachen fir Tiefgaragen

Kfz-Durchfahrt zur Tiefgarage mit Angabe der
maximalen lichten Durchfahrtshohe in Metern
Uber dem Bezugspunkt (Bz.5,51 m i. NN)

Terrasse/Balkon  Bezeichnung von Geb&udeteilen; hier:
1.0G Terrassen und Balkon 1. Obergeschoss (1. OG)

DARSTELLUNGEN OHNE NORMENCHARAKTER

4,0
[ i Bemalung von Abstanden in Metern




	850S
	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/850 S
	Mitteilung des Senats vom 21. Februar 2023
	Vorhabenbezogener Bebauungsplan 133 (mit Vorhaben und Erschließungsplan) (Blumenstraße) für eine Bebauung westlich der Blumenstraße zwischen Ostertorsteinweg, Bauernstraße und Beim Steinernen Kreuz in Bremen-Mitte



	Anlage zu Drs. 20-850 S
	VE133_Senatsvorlage_Bonität
	02c_VEP133_Klischee.pdf
	Pläne und Ansichten
	VEP133_2020-01-30_Satzung-Klischee A3







